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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Christina Schenk und der Fraktion der PDS
— Drucksache 14/709 —

Gleichbehandlung nichtehelicher (hetero- und homosexueller) mit ehelichen
Lebensgemeinschaften beim Umzug von Parlament und Regierung nach Berlin

In Umsetzung des Bundestagsbeschlusses vom 20. Juni 1991 zur Vollendung
der deutschen Einheit verlegen Parlament und Regierung 1999 ihren Sitz
nach Berlin. Das Dienstrechtliche Begleitgesetz und der Umzugstarifvertrag
sehen eine Reihe von Unterstützungsleistungen vor, um den Umzug für die
betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bundes sozialverträglich
zu gestalten.

Bei der Gewährung der Leistungen werden Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, die in einer nichtehelichen hetero- oder homosexuellen Lebens-
gemeinschaft leben, gegenüber ihren verheirateten Kolleginnen und Kolle-
gen gravierend benachteiligt. Sie werden generell wie Alleinstehende be-
handelt und sind von zahlreichen Unterstützungsleistungen, die bisher nur
Verheiratete erhalten können, ausgeschlossen.

So richtet sich z. B. die Höhe des Trennungstagegeldes nach dem Familien-
status, bei dem ausschließlich zwischen „Alleinstehenden“ und „Personen,
die mit dem Ehegatten in häuslicher Gemeinschaft leben“ unterschieden
wird. Eine nicht in Anspruch genommene Reisebeihilfe für die wöchentliche
Heimfahrt kann zwar auf den Ehegatten oder die Kinder übertragen werden,
für Lebensgefährten wird die Wahrnahme dieser Möglichkeit explizit ver-
wehrt. Gerade diese Regelung kann bei der notwendigen Arbeitsuche des
Lebenspartners in Berlin insbesondere für die unteren und mittleren Ein-
kommensgruppen zu erheblichen finanziellen Problemen führen.

Lesbische und schwule Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind in besonderer
Weise von der allgemeinen Benachteiligung nichtehelicher Lebensgemein-
schaften gegenüber verheirateten Kolleginnen und Kollegen beim Umzug
von Bonn nach Berlin betroffen. Lesben und Schwule können bislang weder
heiraten noch eine der Ehe rechtlich gleichgestellte Partnerschaft eingehen,
um die ihren verheirateten Kolleginnen und Kollegen vorbehaltenen Unter-
stützungsleistungen in Anspruch nehmen zu können.

In ihrem Koalitionsvertrag verpflichten sich SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN zu einer Politik der Aufhebung der Diskriminierung von Lesben
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und Schwulen. Angekündigt ist die Einführung eines „Rechtsinstituts der
eingetragenen Partnerschaft“. Allerdings ist nicht zu erwarten, daß ein ent-
sprechendes Gesetz bis zur „heißen“ Umzugsphase in Kraft treten wird.

1. Hält die Bundesregierung es für gerechtfertigt, daß

a) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in einer nichtehelichen Partner-
schaft bei der Berechnung des Trennungsgeldes als Alleinstehende
eingestuft werden,

b) die Reisebeihilfe für die wöchentliche Familienheimfahrt zwar auf den
Ehegatten oder die Kinder übertragen werden kann, Lebensgefährten
die Wahrnahme dieser Möglichkeit jedoch explizit verwehrt wird,

c) die Lebensgefährtin bzw. der Lebensgefährte (und deren/dessen Kin-
der) bei der Höhe der Förderung für die Errichtung und den Erwerb
von Familienheimen und Eigentumswohnungen (Familienheim-
förderung) nicht berücksichtigt werden,

d) die Regelungen zur Vergütung der Umzugskosten als häusliche
Gemeinschaft zwar das Zusammenleben mit einem Verwandten vier-
ten Grades anerkennen, nicht jedoch das Zusammenleben mit der
Lebensgefährtin oder dem Lebensgefährten,

e) bei der Berechnung der Höhe der Pauschvergütung für sogenannte
sonstige Umzugsauslagen Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter in nicht-
ehelicher Lebensgemeinschaft wie Ledige behandelt werden und da-
mit nur die Hälfte des Betrages Verheirateter erhalten?

2. Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß die Nichtgewährung
der Unterstützungsleistungen eine gravierende Benachteiligung von Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern in nichtehelicher Lebensgemeinschaft
gegenüber ihren verheirateten Kolleginnen und Kollegen darstellt?

3. Anerkennt die Bundesregierung, daß der Ausschluß nichtehelicher
Lebensgemeinschaften aus einer Reihe von Unterstützungsleistungen
nicht vereinbar ist mit der Absicht, den Umzug von Bonn nach Berlin für
alle Beschäftigten sozialverträglich zu gestalten?

4. Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß die bestehenden
Regelungen insbesondere für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in nicht-
ehelicher Lebensgemeinschaft, die sich in den unteren und mittleren
Einkommensgruppen befinden, zu empfindlichen finanziellen Härten
führen kann?

5. Sieht die Bundesregierung dringenden Handlungsbedarf zur Korrektur
der dargestellten Regelungen?

Wenn nein, warum nicht?

Wenn ja, welche konkreten Schritte zur Gleichbehandlung von Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern in nichtehelicher Lebensgemeinschaft mit
ihren verheirateten Kolleginnen und Kollegen sind zu erwarten?

6. Stimmt die Bundesregierung der Einschätzung zu, daß die Bindung von
Unterstützungsleistungen an die Ehe eine besondere Diskriminierung
von Menschen auf Grund ihrer sexuellen Orientierung darstellt?

7. Sieht die Bundesregierung ausgehend von der Tatsache, daß es bislang
Lesben und Schwulen verwehrt ist, ihrer Beziehung einen rechtlich aner-
kannten Status zu verleihen, einen besonderen Handlungsbedarf für
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in lesbischer oder schwuler Lebens-
gemeinschaft?

Wenn nein, warum nicht?

Wenn ja, auf welche Weise könnte diesem besonderen Handlungsbedarf
Rechnung getragen werden?

Eine Gleichbehandlung nichtehelicher (hetero- und homosexueller) mit
ehelichen Lebensgemeinschaften kann weder isoliert für die von dem Par-
laments- und Regierungsumzug betroffenen Bediensteten noch aus-
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schließlich bezüglich der für diesen Personenkreis im Dienstrechtlichen
Begleitgesetz und im Umzugstarifvertrag vorgesehenen Unterstützungs-
leistungen herbeigeführt werden.

Für die nach Berlin umziehenden Bediensteten gelten grundsätzlich die
allgemeinen dienstrechtlichen Regelungen, d. h. das Bundesumzugs-
kostengesetz und die Trennungsgeldverordnung. Mit dem Dienstrechtli-
chen Begleitgesetz und dem Umzugstarifvertrag sind für Umzüge im Zu-
sammenhang mit der Verlegung von Parlament und Regierung, den Aus-
gleichsmaßnahmen für die Region Bonn sowie den Behördenverlegungen
aufgrund der Vorschläge der Föderalismuskommission lediglich einige zu-
sätzliche, auf dem allgemeinen dienstrechtlichen Instrumentarium fu-
ßende und diese modifizierende Regelungen geschaffen worden, um trotz
der Dimension dieser Umzüge ein ausreichendes Maß an Sozialverträg-
lichkeit zu gewährleisten.

Soweit das öffentliche Dienstrecht oder jedenfalls das Umzugskosten- und
Trennungsgeldrecht für Ehegatten besondere – begünstigende – Regelun-
gen vorsieht, muß die Erstreckung solcher Regelungen das Ziel der jewei-
ligen Begünstigung in den Blick nehmen und prüfen, ob und inwieweit in
Ansehung der Rechts- und Pflichtensituation nichtehelicher Lebenspart-
ner eine teleologische Vergleichbarkeit der Sachverhalte besteht. Bei die-
ser Prüfung wird auch auf die Frage Bedacht zu nehmen sein, welche Aus-
gestaltung das Rechtsinstitut einer „Eingetragenen Lebenspartnerschaft“
künftig erfährt. Die Schaffung eines solchen Rechtsinstituts ist in der
Koalitionsvereinbarung in Aussicht genommen. Das Bundesministerium
der Justiz ist mit der Erarbeitung entsprechender Regelungen befaßt; ein
Referentenentwurf liegt noch nicht vor. Das Bundesministerium des In-
nern wird im Rahmen der Ressortabstimmung der zu schaffenden Rege-
lungen die Notwendigkeit von Folgerungen aus der „Eingetragenen Le-
benspartnerschaft“ zu prüfen haben.
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